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Begründung 
 
 
1. Erläuterung der allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung 
 
Der Gemeinderat der Stadt Villingen-Schwenningen hat am 24.10.2001 die  
„Erste Stufe zur Umsetzung des Leitbildes für zukünftige Einzelhandelsansiedlun-
gen“ (Sitzungsdrucksache 650) beschlossen. In diesem Sammelbeschluss über ei-
ne Vielzahl aufzustellender und zu ändernder Bebauungspläne bzgl. bestehender 
Gewerbe- und Industriegebietsflächen ist ebenfalls der Aufstellungsbeschluss für 
die vorliegende Bebauungsplan-Änderung erfasst. 
 
Grundlage dessen ist die Leitbildentscheidung des Gemeinderates zur Einzelhan-
delsentwicklung (Sitzungsdrucksache 488) und ein GMA-Gutachten (Markt- und 
Standortuntersuchung). Dieses grenzt die integrierten Lagen zur vorrangigen An-
siedlung von Einzelhandel der Innerstädte ab, benennt die zentrenrelevanten Sor-
timente und empfiehlt die Festlegung deren Unzulässigkeit an dezentralen Standor-
ten mit der Ausnahme der Nahversorgung im Lebensmittelbereich. 
 
Die Steuerung ist nur mittels eines erstellten Zentrenkonzeptes und mit der beab-
sichtigten Bindung der Zulässigkeit des Einzelhandels in einzelnen Bebauungsplä-
nen möglich. Zu diesem Zweck kann, nach § 1 Abs. 9 BauNVO – wenn besondere 
städtebauliche Gründe vorliegen – festesetzt werden, dass nur bestimmte Arten 
der zulässigen baulichen Anlagen zulässig sind. Ebenfalls kann die Einzelhandels-
nutzung generell ausgeschlossen werden. 
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Mit dem mittlerweile vollzogenen Schritt der Umsetzung (Satzungsbeschluss, In-
krafttreten) sollten analog der Zuordnung zu einem Nutzungsschema im zu Grun-
de liegenden Zentrenkonzept eine Zonierung der Zulässigkeit von Einzelhandels-
nutzungen vorgenommen werden. Dies waren laut Verwaltungsvorschrift des 
Wirtschaftsministeriums zur Ansiedlung von Einzelhandelsgroßprojekten (vom 21. 
Februar 2001), soweit es sich um den Ausschluss großflächiger Einzelhandelsbe-
triebe handelt, bindende Vorgaben im Zuge der „Anpassungspflicht der Bauleit-
pläne an die Ziele der Raumordnung“. 
 
Daher betrafen sämtliche Änderungen rechtskräftige Bebauungspläne mit zumin-
dest in Teilflächen gewidmeten Gewerbe- bzw. Industriegebietsflächen. 
 
 
2. Geplante Art der Nutzung 
 
Das Plangebiet bietet (in Teilflächen) für Gewerbebetriebe angemessene Stand-
ortbedingungen, wie z.B. Anbindung an das überörtliche Verkehrsnetz. Noch zur 
Verfügung stehende Flächen sind auf Grund ihrer Größe, der Topografie und Er-
schließung für Gewerbebetriebe verschiedener Art geeignet; mit der geplanten 
Änderung sollten insbesondere flächenintensive Einzelhandelsbetriebe zugunsten 
produzierender Gewerbebetriebe zurückgedrängt werden und damit der originä-
ren, arbeitsplatzintensiven Wirtschaftsform azyklisch zur derzeit geringen Nach-
frage langfristige Standortpotentiale offen gehalten werden. 
 
 
Ziel der Bebauungsplanänderung war weiterhin 
 
• Schaffung bzw. Erhaltung der Rahmenbedingungen für die Wirtschaftlichkeit 
der Einzelhandelsbetriebe in den zentralen Versorgungsbereichen (der beiden 
Innenstädte) 

 
Damit sind ausreichende Nutzungsmöglichkeiten im gewerblichen Bereich und 
auch nach den nach Sortimenten weiter eingeschränkten Branchen an Einzelhan-
delsbetrieben gegeben. Dabei wird ebenfalls das grundlegende Ziel zum Schutz 
lebendiger Innenstädte erreicht und insbesondere die städtebaulich negativ wirk-
same großflächige Einzelhandelsform ausgeschlossen. 
 
 
3. Konkretisierung der Planungsziele 
 
Das gemäß Zentrenkonzept abgestufte, räumliche Verteilungssystem sich ergän-
zender Angebote erlaubt im Umkehrschluss die restriktive Handhabung in den 
originären Gewerbegebieten. Damit wird der Steueranspruch der Gemeinde bei-
behalten, ohne bestehende Einzelhandelsnutzungen zu „zementieren“. Diese ha-
ben hinsichtlich der Nahversorgung der angrenzenden Wohngebiete eine anhal-
tende Funktion im städtebaulichen Gefüge und sollen daher nicht nur in ihrem 
Bestand sondern auch in der zeitgemäßen betrieblichen Entwicklung nicht 
behindert werden. 
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Im vorliegenden Fall betrifft der Ausschluss somit ausschließlich die Zulässigkeit 
von Einzelhandelsbetrieben. Bereits in den Offenlagebeschlüssen zur Leitbildum-
setzung (in einzelnen Bebauungsplanänderungen) war die Intention wiedergege-
ben: 
 
„Die Änderung der Bebauungspläne kann dabei mit Textänderungen und Muster-
festsetzungen durchgeführt werden. Dabei kann sich der Regelungsinhalt auf die 
Feinsteuerung der Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben beschränken. Im vor-
liegenden Fall der weitgehend bebauten Gewerbegebiete bleiben die sons-
tigen Zulässigkeitsvoraussetzungen unberührt.“ 
 
Dennoch führten die im Folgenden wiedergegebenen Festsetzungsformulierun-
gen zu Missverständnissen und unterschiedlichen Interpretationen der Wir-
kungsweise. Dies betraf die vermeintliche Zulässigkeit der im Gesetzeslaut des § 
8 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen. Daher soll mit der nunmehr 
betriebenen redaktionellen Anpassung der Festsetzungsformulierung der Zweifel 
über die inhaltliche Wirkung ausgeräumt werden. 
 
Die lediglich redaktionelle Änderung der Formulierungen umfasst keine geänderte 
Satzungswirkung bzw. tangiert somit nicht Grundzüge der Planung. Vielmehr 
trägt sie ausschließlich dem Bestimmtheitsgebot der Festsetzungen in der ver-
bindlichen Bauleitplanung Rechnung. 
 
 
4. Verfahren 
 
Zur Änderung des Bebauungsplanes wird ein ergänzendes Verfahren gemäß § 
214 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) zur Behebung von Fehlern durchgeführt und 
rückwirkend in Kraft gesetzt. 
 
Hierzu wird eine erneute Offenlage durchgeführt; gemäß § 4a, Abs. 3, Satz 3 
BauGB wird die Dauer der Auslegung dabei auf zwei Wochen verkürzt. Während 
dieser Auslegungsfrist können entsprechende Stellungnahmen nur zu den geän-
derten oder ergänzten Teilen schriftlich oder zur Niederschrift im Amt für Stadt-
entwicklung vorgebracht werden. 
 
Im Zuge der durchzuführenden Verfahrensschritte (erneute Offenlage, Satzungs-
beschluss) wird die Konkretisierung der Planungsziele und die Bestimmtheit der 
Festsetzungen und der Begründungen in einem jeweils individualisierten Verfah-
ren entwickelt, um die anzustrebende Eindeutigkeit und Bestimmtheit der Plan-
änderung zu erreichen. 
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN (bisherige Formulierung unterstrichen) 
 
 

 ART DER BAULICHEN NUTZUNG 
 (§ 9 Abs. 1 BauGB) 
 
 Baugebiete 
 
 Gewerbegebiete gem. § 8 BauNVO 
 
 Einschränkung Gewerbegebiet 
 (§ 8 Abs. 2 und 3 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5 – 9 BauNVO) 
 

Im GE sind zulässig alle Betriebe und Einrichtungen nach § 8 Abs. 2 und 3  
BauNVO mit folgenden Einschränkungen: 
 

• Einzelhandelsbetriebe sind nicht zugelassen. 
 
• Ausnahmsweise können/ kann folgende(s) Sortiment(e) zugelassen werden: 
 

a) Kfz-/ Motorrad-/ Moped-Handelsbetriebe, sowie Betriebe für entspre-
chendes Zubehör und Reifenhandel, 

 
b)  Baustoffhandel, 
 
c) Brennstoffe, Mineralölhandel, 
 
d) Gartenbedarf 

 
• Der Verkauf von eigenproduzierten Waren ist im Gewerbegebiet als Laden 
 und Verkaufsstelle in funktionalem und räumlichem Zusammenhang mit 
 produzierenden Gewerbe- und Handwerksbetrieben auf untergeordneten 
 Flächen (bis maximal 100 m²) zulässig. 
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN (geänderte Formulierung unterstrichen) 
 
 

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG 
 (§ 9 Abs. 1 BauGB) 
 
 Baugebiete 
 
 Gewerbegebiete gem. § 8 BauNVO 
 
1.1 Einschränkung Gewerbegebiet 
 (§ 8 Abs. 2 und 3 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5 – 9 BauNVO) 
 

Im GE regelt sich die Zulässigkeit nach § 8 BauNVO. Davon abweichend gelten 
die folgenden Einschränkungen: 
 

• Einzelhandelsbetriebe sind nicht zugelassen. 
 
• Ausnahmsweise können/ kann folgende(s) Sortiment(e) zugelassen werden: 
 

a) Kfz-/ Motorrad-/ Moped-Handelsbetriebe, sowie Betriebe für entspre-
chendes Zubehör und Reifenhandel, 

 
b)  Baustoffhandel, 
 
c) Brennstoffe, Mineralölhandel, 
 
d) Gartenbedarf 

 
• Der Verkauf von eigenproduzierten Waren ist im Gewerbegebiet als Laden 
 und Verkaufsstelle in funktionalem und räumlichem Zusammenhang mit 
 produzierenden Gewerbe- und Handwerksbetrieben auf untergeordneten 
 Flächen (bis maximal 100 m²) zulässig. 

 
 
 

Begründung: 
 
Mit der redaktionellen Anpassung wird verdeutlicht, dass Abweichungen gemäß 
§ 1 Abs. 5 – 9 BauNVO von den Zulässigkeitsbestimmungen des Gebietstyps der 
Baunutzungsverordnung ausschließlich die aufgeführten Einzelhandelsnutzungen 
betreffen. 
 

 


